Ein Menschenrecht auf Klimaschutz : globale Gerechtigkeit by Sachs, Wolfgang & Santarius, Tilman
11politische ökologie 106-107 *Klimawandel
Steigen der Konzentration
Jahr wandern mehr Menschen aus: eine
Nation auf Umweltflucht. Weit davon
entfernt, nur ein Naturschutzthema zu
sein, wird der Klimawandel langsam zum
Treiber für soziale und wirtschaftliche
Verwerfungen. Wer sind dabei die Opfer,
wer die Gewinner? Wem sind welche Las-
ten zuzumuten und wo werden Rechte
verletzt? Wer ist schuld und wer kann
Entschädigung beanspruchen? Es sind
die klassischen Gerechtigkeitsfragen, die
mit dem sich anbahnenden Klimachaos
neu aufgeworfen werden. 
Verteidigung von Gastrechten  
Das Tauziehen um Entwicklung und
Emissionen hat seinen Niederschlag in
zwei völkerrechtlichen Verträgen gefun-
den: in der Klimarahmenkonvention der
Vereinten Nationen von 1992 (UNFCCC)
und im Kyoto-Protokoll von 1997.  Artikel
2 des Rahmenvertrages formuliert das
Ziel internationaler Klimapolitik, die
Treibhausgaskonzentrationen auf einem
Niveau zu stabilisieren, das „eine gefähr-
liche anthropogene Störung des Klima-
systems“ verhindert (vgl. S. 21 ff.). Doch
bis zum heutigen Tag hat man bei den
Klimaverhandlungen keine Einigkeit da-
rüber erreicht, was als gefährliche Stö-
rung des Klimasystems zu gelten hat.
Zehn Zentimeter Anstieg des Meeresspie-
gels oder hundert Zentimeter? Zwei Grad
Erwärmung der globalen Mitteltempera-
Globale Gerechtigkeit
Ein Menschenrecht auf Klimaschutz  
Schneeweiße Sandstrände, üp-
pige Palmen, türkisblaues Meer, farben-
prächtige Fische bei den Riffen – die Ei-
lande von Tuvalu im Pazifik sehen aus
wie das sprichwörtliche Paradies auf der
Ansichtskarte. Doch nicht mehr lange.
Denn die neun Atolle werden von den
ansteigenden Fluten allmählich ver-
schluckt. Die Regierung hat für die
11.000 Einwohner bereits in Neuseeland
und Australien Asyl beantragt, und jedes
Viele Regionen leiden schon
heute unter Hunger, Wasser-
mangel und Obdachlosigkeit.
Der Klimawandel verschärft
die sozialen Krisen. Der Streit
um Emissionsrechte wird für
viele Menschen zur Überle-
bensfrage. Die meisten Län-
der verfolgen hingegen vor al-
lem nationale Wirtschaftsin-
teressen. Die Klimadiplomatie
steckt in der Sackgasse.  
Von Wolfgang Sachs und Tilman Santarius
_Ost-Uganda. Ein Mädchen auf dem Marsch zur
nächsten Wasserquelle. Der Klimawandel wird
Afrika besonders hart treffen.
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tur oder vier Grad? Wann ist eine Stö-
rung des Klimasystems gefährlich – und
für wen?
Die Antworten hängen davon ab, wel-
cher Anstieg der globalen Mitteltem-
peratur noch für tolerierbar gehalten
wird. Mit dieser Entscheidung werden
indes Weichen gestellt für das Zusam-
menleben der Menschen und Nationen
auf dem Globus. Wer nimmt wie viel aus
der Ökosphäre und kann sich damit wel-
che Vorteile aneignen? Wer hat welche
Belastungen zu tragen und muss mit
den vielfältigen Kosten von Umweltver-
brauch fertig werden? Das sind die
beiden Kernfragen der Ressourcenge-
rechtigkeit. 
Es ist zu erwarten, dass erstens die Län-
der des Südens und zweitens jene Armen
auf dem Lande, die direkt von der Natur
abhängig sind, die destabilisierenden
Folgen der Erderwärmung wesentlich
stärker zu spüren bekommen werden als
Industrieländer und Stadtbevölkerungen.
(1) Denn wenn sich die Erdatmosphäre
erwärmt, gerät das natürliche Gleichge-
wicht ins Wanken. Unversehens ist kein
Verlass mehr auf Regen, Grundwasser-
spiegel, Temperatur, Wind oder Jahreszei-
ten; alles Faktoren, die seit erdenklichen
Zeiten für die Gastlichkeit der Lebensräu-
me von Menschen und anderen Lebewe-
sen gesorgt haben. So liegt auf der
Hand, dass ein ansteigender Meeresspie-
gel ganze Küstenstriche etwa in Nigeria,
Ägypten, Bangladesch oder Vietnam un-
bewohnbar machen wird. Massenmigra-
tionen ins Inland und über Grenzen sind
vorauszusehen. Weniger offen bleibt,
dass sich Veränderungen in Nieder-
schlag, Luftfeuchtigkeit und Temperatur
auf Vegetation, Artenvielfalt, Boden-
fruchtbarkeit und Wasserläufe auswirken
werden. Wasserhaushalt und Nahrungs-
produktion werden gerade in trockenen
und halbtrockenen Gebieten in Mitlei-
denschaft gezogen. Zudem ist zu erwar-
ten, dass die Umwelt ungesünder wird.
Ernten werden eher von Ungeziefer be-
fallen, Menschen werden an Malaria und
Denguefieber erkranken oder sich mit In-
fekten anstecken. Schätzungen zufolge
bedroht im Jahre 2050 schon ein globa-
ler Temperaturanstieg um zwei Grad 25
Millionen Menschen durch Überflutung
der Küsten, zwischen 180 und 250 Mil-
lionen Menschen durch Malaria und zwi-
schen 200 und 300 Millionen Menschen
durch Wasserknappheit. (2) So wird der
Klimawandel nicht selten der unsichtba-
re Motor hinter wirtschaftlichem Nieder-
gang, sozialer Erosion und Vertreibung.
Die Armen, ob in der Stadt oder auf dem
Land, sind letztlich doppelt verwundbar:
Einerseits sind sie fragilen Naturbedin-
gungen ausgesetzt, andererseits darben
sie wirtschaftlich so sehr, dass sie kaum
in der Lage sind, sich an die neuen Risi-
ken anzupassen. Der Klimawandel ver-
stärkt also ihre Armut. Mehr als 70 Pro-
zent der absolut Armen leben in ländli-
chen Gebieten. Bei ihnen können sich
klimatischer und wirtschaftlicher Stress
so unheilvoll verbinden, dass über Ob-
dachlosigkeit und Nahrungsmangel hi-
naus sogar die körperliche Unversehrt-
heit auf dem Spiel steht. Damit greift
der Klimawandel die wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Menschenrechte
großer Bevölkerungsgruppen an.
Jeder Mensch erwirbt mit seiner Geburt
ein fundamentales Gastrecht auf der
Erde. Das ist der Kern der Menschenrech-
te. Bei ihnen geht es um absolute und
nicht um distributive Gerechtigkeit. (3)
Im Fall des Klimas geht allerdings die Be-
drohung nicht von der Staatsmacht aus,
sondern von den Folgen des enormen
Energieverbrauchs in den wohlhabenden
Teilen der Welt. Die Erderwärmung unter
zwei Grad im Vergleich zum vorindustriel-
len Niveau zu halten, ist nach allgemei-
ner Auffassung geboten, um drastische
Klimafolgen zu verhindern. Daher ist die
Mengenbegrenzung von Emissionen ein
Menschenrechtsthema ersten Ranges.
Staaten aber sind sowohl zu Hause wie
extraterritorial zum Schutz der Menschen-
rechte verpflichtet. An dieser Norm wird
sich die in Klimaverhandlungen festzule-
gende Beschränkung globaler Emissio-
nen messen lassen müssen.
Anspruch auf Reparationen
Die Erderwärmung hat bereits eingesetzt
und ist – kumulativ seit der Industrialisie-
rung – zu etwa 80 Prozent von den Indus-
trieländern verursacht. Man braucht
nicht Aristoteles zu bemühen, um sich
der Grundregel ausgleichender Gerechtig-
keit zu erinnern, da sie vom Sandkasten
bis zum Gerichtssaal gilt: Ein Übeltäter
hat erstens aufzuhören, Schaden zu tun
und zweitens, den angerichteten Scha-
den auszugleichen. Diese Regel ist in der
Umweltpolitik als das sogenannte Verur-
sacherprinzip bekannt geworden. Nach
„Für einen Post-Kyoto-Vertrag ist es unerlässlich, dass neben den USA und Australien auch die
Schwellenländer Reduktionsverpflichtungen eingehen.”
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seiner Maßgabe stehen die Industrielän-
der in der Verantwortung, Entschädigung
für die Kosten Unbeteiligter zu leisten.
So mag es schon jetzt erforderlich sein,
die medizinische Grundversorgung zu ver-
stärken, Deiche zu erhöhen oder Bewoh-
ner(innen) vom Hochwasser gefährdeten
Gebiete umzusiedeln. In jedem Fall sind
mit den Bemühungen, sich an den Klima-
wandel anzupassen, zahlreiche große und
kleine Investitionen verbunden. In der
Landwirtschaft sind möglicherweise tro-
ckenheitsresistente Pflanzen oder eine lei-
tungsgeführte Bewässerung einzuführen,
an der Küste sind Mangroven anzupflan-
zen oder Feuchtgebiete zu renaturieren,
Gebäude sind zu stabilisieren oder gar
auf Stelzen zu errichten, Warn- und Eva-
kuationssysteme einzurichten. Anpassung
bedeutet nicht nur, Schäden zu reparie-
ren, sondern Schäden vorbeugend zu ver-
meiden, etwa durch den Aufbau einer
Wirtschaftsstruktur, die auf erneuerbaren
Energien fußt. Anpassung meint daher
auch, dass Industrieländer Entwicklungs-
länder beim Sprung in eine post-fossile
Wirtschaftsweise unterstützen.
Bei einem einigermaßen fairen Scha-
densausgleich wird es um enorme Sum-
men gehen. Nach jüngsten Berechnun-
gen werden global zwischen zehn und
40 Milliarden US-Dollar jährlich als An-
passungskosten vonnöten sein. (4) Sol-
che Gelder dürfen aber keinesfalls von
bestehenden – sowieso unterfinanzier-
ten – Entwicklungsbudgets abgezogen
werden, handelt es sich doch um Kom-
pensationszahlungen und nicht um Hilfs-
gelder. Allerdings halten die Industrie-
länder ihre Ohren gegenüber solchen
Forderungen bislang weitgehend ver-
schlossen. Mit den Übereinkommen von
Marrakesch aus dem Jahre 2001 und
von Nairobi aus dem Jahre 2006 wurden
insgesamt vier Fonds errichtet, die der Fi-
nanzierung von Maßnahmen im Süden,
etwa für Anpassungsprojekte, dienen sol-
len. Aber nur der „Adaptation Fund"
kann in naher Zukunft mit moderaten, si-
cheren Einnahmen aus einer Abgabe auf
Projekte im Rahmen des Clean Develop-
ment Mechanism des Kyoto-Protokolls
rechnen. Bei den anderen steht die Ver-
bindlichkeit in den Sternen.  
Fairness als Sachzwang 
Dass es bei der Begrenzung von Treib-
hausgasen um die Wahl zwischen Men-
schen- und Wohlstandsrechten geht,
wird bei den Klimaverhandlungen von
fast allen Beteiligten verdrängt, gleich-
gültig ob sie aus dem Norden oder dem
Süden kommen. Den Diplomat(inn)en
steht nicht so sehr der Schaden vor Au-
gen, der die Nutzung fossiler Energien
für die Armen haben könnte, sondern
der Gewinn, der daraus für die Nation
und ihre Wirtschaft abzuschöpfen ist.
Schließlich sind Gesellschaften – mit
leichten Variationen – umso reicher, je
höher ihr Ausstoß an Kohlendioxid ist.
Wer immer nach einem größeren Anteil
an wirtschaftlicher Macht strebt, beharrt
daher auf einem größeren Anteil an der
Belastung der Atmosphäre. Darin be-
steht der Verteilungskonflikt um die be-
grenzte Ressource Erdatmosphäre. 
Freilich wird es für einen Post-Kyoto-Ver-
trag unerlässlich sein, dass neben den
USA und Australien auch die Schwellen-
länder Reduktionsverpflichtungen ein-
gehen. Schließlich emittiert China seit
2006 weltweit am meisten Kohlendioxid
und liegt damit noch vor den USA, aller-
dings bei rund einem Fünftel der Weltbe-
völkerung. Zudem führen der Kahlschlag
des Regenwaldes, die Austrocknung von
Mooren oder der Brandrodungsfeld-
bau in einigen Ländern des Südens zu
beträchtlichen Treibhausgasemissionen.
Und zu guter Letzt würden inzwischen
die Emissionen alleine der Länder des
Südens die Aufnahmekapazität der At-
mosphäre auch dann überfordern, wenn
alle Industriestaaten wie durch Zauber-
hand plötzlich verschwänden. (5) Ohne
die Klimaschutzbemühungen der Schwel-
lenländer ist folglich der globale Klima-
schutz zum Scheitern verurteilt.
Genau an diesem Punkt wird Fairness
zum Sachzwang. Denn die Südländer
werden die Kooperation verweigern, so-
lange sie fürchten müssen, dass damit
die globale Ungleichheit festgeschrieben
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Hunger im Überfluss
Wie hängt der 
Wohlstand im 
Norden mit der Armut
im Süden zusammen? 
Wie wirken sich die globalen
Umwelttrends auf die Pro-
duktion von Nahrungsmitteln aus?
Warum leben die meisten hungernden
Kinder in Ländern, die Nahrungsmittel-
überschüsse produzieren? Fördert der
Weltagrarhandel gar den Hunger? 
Die politische ökologie zeigt Wege auf, das
Menschenrecht auf Nahrung in Zeiten der
Globalisierung nachhaltig zu verwirklichen.
politische ökologie90 „Hunger im Überfluss“ 
herausgegeben von Manuel Schneider.
Mit Beiträgen von P. Rottach, J. Kotschi, 
M. Windfuhr, B. Schubert, R. Schäfer u.v.a.
Die Zeitschrift für Querdenker und Vordenkerinnen
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wird. Die Rettung des Klimas um den
Preis ewiger Unterlegenheit ist für sie
keine Option. Warum auch sollen sich
Länder wie China, Brasilien oder Indien
auf ein Abkommen einlassen, das ihnen
weniger Emissionen zugestehen würde
als den Industrieländern? Man kann sich
der Schlussfolgerung nicht entziehen:
Ohne Fairness zwischen Norden und
Süden kann man globalen Klimaschutz
buchstäblich in den Wind schreiben. 
Kontraktion und Konvergenz
Deswegen werden in der nächsten Ver-
pflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls
– neben der langfristig festgelegten
Emissionsminderung für den Norden –
auch die Länder des Südens stufenweise
Verpflichtungen übernehmen müssen.
Dabei sind faire, nachvollziehbare Diffe-
renzierungen zwischen so unterschiedli-
chen Südländern wie Burkina Faso oder
Südkorea zu entwickeln. Diese sollten die
jeweilige historische Verantwortung der
Länder widerspiegeln, die unterschied-
lichen wirtschaftlichen Kapazitäten und
das jeweilige Vermeidungspotenzial in
den Ländern. Einigen Staaten würden
gewisse Emissionssteigerungen erlaubt,
während andere sich auf Beschränkun-
gen einstellen müssen. Über kurz oder
lang wird man indes schwerlich um-
hinkommen, jeder Person die gleichen
Emissionsrechte zuzugestehen. (6) Dieser
Ansatz folgt dem Gedanken, dass ein
globales Gemeinschaftsgut nicht allen
Staaten, sondern allen Menschen gehört,
folglich jedem Erdenbürger und jeder
Erdenbürgerin das Recht auf gleichen
Zugang zur Atmosphäre zukommt. Da-
mit ruht der Ansatz auf der Gleichstel-
lung aller Menschen, wie sie in der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte
verankert ist. Wird dieses Ziel mit dem
Emissionshandel verbunden, können die
Einnahmen aus dem Verkauf überschüs-
siger Emissionsrechte sogar die globale
Kluft zwischen Armen und Reichen ver-
mindern. 
Das wäre hart für die reichen Länder,
aber nicht unfair, da sie zum Ausgleich
nicht haftbar gemacht würden für Emis-
sionen aus der Vergangenheit. Das Mo-
dell „Kontraktion und Konvergenz" fasst
einen Emissionspfad für die Industrielän-
der ins Auge, der über die Jahrzehnte die
Emissionen so schrumpfen lässt, bis sie
ein global verträgliches Niveau erreicht
haben (Kontraktion). Gleichzeitig wür-
den Südländer sich an einem Pfad orien-
tieren, der einen leichten Anstieg der
Emissionen erlaubt, aber nur bis zu je-
nem Niveau, das noch global verträglich
ist (Konvergenz). Nachhaltigkeit definiert
auch hier den Rahmen der Gerechtigkeit.
Die Vision von „Kontraktion und Konver-
genz" kombiniert so Ökologie und Ge-
rechtigkeit in eleganter Weise: Sie be-
ginnt mit der Einsicht, dass der globale
Umweltraum endlich ist und strebt da-
nach, die Anteile fair unter den Bür-
ger(inne)n dieser Erde zu verteilen.
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